
’Bundessozialgericht

53;3_5L5599;32195

Verkündet am
12° Novo 1970

Reg„Haupt—
sekretär
Schriftführer

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter;
°„‚„..‚„„.°„„„„„.„„„‚„„ue°°,

;

g e g e n

conooonooooooooooooooeoooonooaooouoooooueoecoooooßp,

Beklagte und Revisionsklägerin°

Der 5° Senat des Bundessoaialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 12„ November 1970 durch

Senat5präsident Dr„ D a p p r i c h

- Vorsitzender -‚
Bundesrichter Dr° w i t t e ,
Bundesrichter ' S c h r ö d e r ,
Bundessozialrichter van B ü r c k

,
' und

Bundessozialrichter B e e r

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagteugegen das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—westfalen vom

210 März 1968 wird zurückgewiesen°

Die Beklagte hat der Klägerin die außergerichtlichen

Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatteno
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9.1.11 a 9.8

Streitig ist, ob der Klägerin Witwenrente und Überbrückungs—

hilfe aus der gesetzlichen Unfallversicherung zu gewähren

ist, obwohl die Berufskrankheit (Siliko:Tuberkulose)‚ die
den am 51° Mai 1966 eingetretenen Tod des Ehemanns der
Klägerin (Versicherter) verursacht hat, eine Minderung

der Erwerbsfähigkeit (MdB) des Versicherten nur deshalb

nicht herbeiführen konnte, weil dieser aus anderen Gründen

bereits dauernd völlig erwerbsunfähig war„

Die Beklagte und das Sozialgericht (SG) Aachen haben die

geltend gemachten Ansprüche abgelehnt°

Auf die Berufung der Klägerin hat das Landessozialgericht

(LSG) Nordrhein—Nestfalen mit Urteil vom 21„ März 1968

das Urteil des SG aufgehoben und die Beklagte verurteilt,

der Klägerin Hinterbliebenenrente und Überbrückungshilfe

nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen zu gewähren°

Das lSG hat es dahingestellt sein lassen; ob der Ver—

sicherte schon im Zeitpunkt des Beginns der Berufskrank—

heit völlig erwerbsunfähig gewesen ist, weil nach seiner

Rechtsauffassung der Klägerin auch dann eine Hinterbliebenen—

rente zusteht‚ wenn das der Fall gewesen sein sollte„ Vor—

aussetzung für die genannten Leistungen sei nach dem

Wortlaut des @ 589 Abs„ 1 der Reichsversicherungsordnung

(EVO) allein, daß der Tod durch die Berufskrankheit ver—

ursacht worden sei, und diese Voraussetzung sei erfüllt°

Es sei zwar richtig, daß eine Verletztenrente nicht ge—

währt werden könne, wenn der Versicherte bei Beginn der

Berufskrankheit oder der MdE bereits dauernd völlig er—

werbsunfähig gewesen sei, weil in diesen Fällen durch die

_ _. _ _ _ ‘ _ .. 1_:\- „( /
Beru1skrankhe1t keine MdB mehr eintreten kenne .» nö!
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Abs„ 1 RVG)° Das gelte aber nicht für eine Hinterbliebenen-

rente, die von anderen Voraussetzungen abhängig sei° Gegen

das Urteil hat das DSG die Revision zugelassene ' ‘ "
1 ‘ „

Die Beklagte trägt zur Begründung der von ihr eingelegten

Revision vor, nach @561 RVO aF in der bis zum jO„ Juni 1363

in Kraft gewesenen Fassung habe einem Verletzten, der '

schon zur Zeit des Beginns der Berufskrankheit dauernd

völlig erwerbun■ähig gewesen sei, nur Krankenbehandlung ge—

währt werden können° Diese Leistungseinschränkung sei '

durch die Rechtsprechung auch auf die Rentenan5prüche

Hinterbliebener ausgedehnt worden° Wenn auch mit dem Inkraft—

treten des Unfallversicherungs—Neuregelungsgesetzes (UVNG)

der S 861 RVO aF ersatzlos gestrichen worden sei, so sei

doch dadurch hinsichtlich der Verletztenrente keine Änderung

des früheren Rechtszustandes eingetreten° Es könne deshalb

nicht überzeugen, daß die frühere Rechtsprechung nicht mehr

für Hinterbliebenenrenten gelten solleo

Die Beklagte beantragt,

das angefochtene Urteil mit den ihm zugrunde

liegenden Feststellungen aufzuheben und die Sache

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an die

Vorinstanz zurückzuverweisen„ ‘ '"

, !
Die Klägerin beantragt,

J
die Revision zurückzu;veisen°

‚_.

Sie hält die Entscheidung des LSGfür richtig„ "

/
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Die zulässige Revision der Beklagten ist nicht begründet°

Nach @589 Abs° 1 Nr° j und 4 RVG sind bei einem Tod durch
Arbeitsumfall Hinterbliebenenrente und Überbrückungshilfe

zu gewähren„ Diese Vorschrift ist für Berufskrankheiten

entsprechend anzuwenden {& 551 Abs° ) EVO)° Der Ehemann
der Klägerin ist an den Folgen einer Berufskrankheit ver—

storben; die Voraussetzungen für die geltend gemachten

Ansprüche sind also erfüllt, eine Einschränkung des An—

spruchs beim Vorliegen dieser Voraussetzung ist nach An—

sicht des Senats nach Wegfall des % 561 RVG aF nicht mehr

gerechtfertigtea

Der erkennende Senat hat in seinem Urteil vom 17„ Dezember

196j _ 5 RhnU34/68 - (SozR Nr„ 6 zu 5 581 EVO) ent—
schieden, daß ein Versicherter, der durch einen Unfall

oder eine Berufskrankheit — an sich — erwerbsgemindert

geworden wäre, keine Rente aus
der gesetzlichen Unfallver—

sicherung erhält, wenn er bei Eintritt einer auf dem

Unfall oder der Berufskrankheit beruhenden MdB, die bei

einigen Berufskrankheiten oft erst geraume Zeit nach dem

Unfallereignis oder dem Beginn der Berufskrankheit einzu—

treten pflegt, durch ein unfallunabhängiges Leiden bereits

dauernd voll erwerbsunfähig war„ Nach 5 581 Abs° 1 BVD
kann nämlich Verletztenrente an einen Versicherten nur

gezahlt werden, wenn durch den Arbeitsunfall oder die

Berufskrankheit eine rentenberechtigende MdE verursacht

worden ist° Daraus ergibt sich, daß dann, wenn in dem

Zeitpunkt, in welchem durch den Arbeitsunfall oder die

Berufskrankheit an sich eine rentenberechtigende MdB

herbeigeführt werden würde, diese in Wirklichkeit überhaupt

nicht mehr eintreten kann, weil der Versicherte aus anderen
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!
Gründen bereits Völlig erwerbsunfähig ist° Das bedeutet,

daß eine Rente nicht gewährt werden kann, weil die MdE

nicht infolge des Arbeitsunfalls oder der Berufskrankheit‚

sondern allein infolge des anderen Ereignisses eingetreten

ist„ Die Entscheidung rechtfertigt sich also allein aus

dem Wortlaut des 5 581 Abs„ 1 RVO und den in dieser Vor—

schrift enthaltenen besonderen Voraussetzungen für eine

Verletztenrente° Irgendwelche Rückschlüsse für die Gewährung

einer Hinterbliebenénrente, für die das Gesetz andere

Voraussetzungen fordert, können aus dieser Entscheidung da—

gegen nicht gezogen werden„ ‘ ’

Das Reichsversicherungsamt (BVA) hat zwar die Ansicht Ver—

treten (vgl° EuM 36, 42 ff, besonders die in der Anmerkung

in EuM 36, 45 abgedruckte Entscheidung vom 22„ März 1902),

daß dann, wenn ein Verletzter zur Zeit des Unfalles bereits

dauernd völlig erwerbsunfähig gewesen ist, seinen Hinter—

bliebenen ein Anspruch auf Rente nicht zusteht° Das folge

aus einer analogen Anwendung des an sich allerdings nur

die Ansprüche des Verletzten regelnden @ 8 Abs° 4 des Unfall—
versicherungsgeset2es für Land— und Forstwirtschaft vom

.

306 Juni 1900 — LUVG — {BGBl So 641 ff) in Verbindung mit

dem allgemeinen Grundsatz des S 7 LUVG, nach welchem
nur der

Ersatz des durch die Körperverletzung oder Tötung ent—

standenen Schadens den Gegenstand der Versicherung bilde°

Wenn die Erwerbsfähigkeit des Verletzten durch den Unfall

nicht mehr herabgesetzt werden könne, weil sie schon vorher

völlig erloschen war, so gebühre den Hinterbliebenen als

solchen ein durch Rentenzahlung zu leistender Schadensersatz

für eingebüßte Erwerbsfähigkeit des Verletzten ebensowenig

wie
diesem

selbstT

Unter Bezugnahme auf diese Recht5prechung des BVA ist auch

der 2° Senat des Bundessozialgerichts (BSG) in einer Ent—

scheidung vom 30„ März 1962 (SozR Nr° 1 zu @561 RVGaF) auf
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Grund des bis zum jO„ Juni 1963 in Kraft gewesenen % 561

EVO aF zu dem Ergebnis gekommen, daß auch ein ■itwen—

rentenanspruch nach 5 561 EVO aF ausgeschlossen sei,

wenn ein Versicherter schon zur Zeit des Unfalles

dauernd erwerbsunfähig war„ Der Gesetzgeber habe in
\S 561 EVO aF einen Rentenanspruch des Verletzten deshalb

ausgeschlossen, weil die durch einen Unfall verursachten

körperlichen Schädigungen keine einen Schadensersatz—

anspruch begründenden Auswirkungen haben, wenn der Ver—

letzte vor dem Unfall bereits dauernd völlig er—

werbsunfähig, d„h° nicht mehr in der Lage gewesen sei,

durch eine Betätigung im Erwerbsleben einen nennenswerten

Verdienst zu erzielen„ In einem solchen Falle bewirke auch

der durch den Tod verursachte völlige Jegfall der vor

dem Unfall noch vorhanden gewesenen, wirtschaftlich je—

doch bedeutungslosen Betätigung3möglichkeiten des Ver—

letzten keinen Rentenanspruch der Hinterbliebeneno

Nachdem @ 561 EVO aF außer Kraft getreten ist„ besteht keine

Möglichkeit mehr, über die sich aus dem 5 589 Abs° 1
Nr° ) RVG ergebenden Anspruchsvoraussetzungen hinaus die

Gewährung einer Hinterbliebenenrente aus der gesetz—

lichen Unfallversicherung von weiteren sich aus dem Gesetz

nicht ergebenden Voraussetzungen abhängig zu macheno‚denn

auch der Grund der Hinterbliebenenrente der ist, den durch

den Tod des Ernährers bestehenden materiellen Schaden‚

d„h° den direkt oder indirekt ZVerletztenrente) auf Er—
V )

werbstätigkeit beruhenden Unterhalt zu ersetzen, so nat

doch der Gesetzgeber diesen Grund nicht zur Anspruchsvor—

aussetzung für Leistungen an die Hinterbliebenen gemachto

@.s ist‚ solange keine Sonderregelungen, wie etwa die des

8 Abs„ 4 in Verbindung mit 5 7 LVUG oder des 3 561 nvo aF
etwas anderes verlangt haben, bei den sogenannten unbe—

/\..)

dingten Nitwenrenten der gesetzlichen Unfallversicherung„

ebenso wie übrigens auch bei den sogenannten unbedingten
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Vitwenrenten der Rehtenversicherung, auch sonst nicht zweifel—

haft, daß diese unabhängig davon zu gewähren sind, ob der
Versicherte seine Ehefrau tatsächlich unterhalten hat oder

hierzu auch nur in der Lage war°

‘ f
Es darf darüberhinaus nicht verkannt werden, daß eine andere

Entscheidung der Interessenlage etwas anders gelagerter

Fälle, die jedoch im Grundsatz gleich beurteilt werden

müssen, nicht gerecht werden würde° Der erkennende Senat

hat in seiner oben angegebenen Entscheidung vom 17„ Dezember

1569 u„a„ darauf hingewiesen, daß die vor Beginn der Berufs—

krankheit eingetretene völlige Erwerbsunfähigkeit eines Ver—

letzten in Einzelfällen durch einen Verkehrsunfall oder

ein sonstiges Ereignis eingetreten sein kann, für das er

bereits durch eine lebenslängliche Rente voll entschädigt

wird und daß es in diesen Fällen nicht gerechtfertigt

wäre, dem Verletzten noch eine zweite Rente zu zahlena

Bei Hinterbliebenenrenten liegen die Verhältnisse jedoch

anders° Hinterbliebene können nach dem Tod des Versicherten

auf Grund eines Verkehrsunfalls oder sonstiger Zu einer

Entschädigung führender Ereignisse in Fällen dieser Art

keine Rente erhalten, weil diese Ereignisse den Tod

des Versicherten nicht verursacht habenc Würden sie nun

auch keine Hinterbliebenenrente auf Grund der Berufs—

krankheit, die den Tod des Versicherten verursacht hat,

*erhalten‚ so stünde ihnen weder aus dem einen noch aus

dem anderen Grunde eine Hinterbliebenenrente zu° Es ist

einleuchtend‚ daß ein solches Ergebnis der bestehenden

Interessenlage widersprechen würde°
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Dem Urteil des LSG war daher zuzustimmen, so daß die

Revision der Beklagten zurückgewiesen werden mußte„

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 133 SGG„
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